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EDITORIAL/120: Wegelagerer (SB)





Wochendruckausgabe 120 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum 16.02.2019
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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019
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KOHLEALARM/566: Klimakampf und Kohlefront - Zerstörung und Leid ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Umweltgruppe lädt zu Spaziergang durch Tagebauvorfeld ein

Waldspaziergang am 30. März am Tagebau Jänschwalde



Cottbus, 14.02.2019. Für den 30. März lädt die GRÜNE LIGA zu einem
geführten Spaziergang durch das Vorfeld des Tagebaues Jänschwalde ein.
Der Spaziergang wird um 11:30 Uhr am Bahn-Haltepunkt Jänschwalde-Ost
starten und durch das Abbaufeld des Tagebaues Jänschwalde nach
Taubendorf führen. Entlang des Weges gibt es Erläuterungen zum
Tagebau, aber auch zur Klage der Umweltverbände gegen den
Hauptbetriebsplan. Der Waldspaziergang setzt zugleich ein Zeichen des
Protestes gegen die Landschaftszerstörung und die Enteignung von
Grundstücken für den Tagebau.

"Wir wollen hautnah zeigen, wie der Tagebau sich durch die Landschaft
frisst. Die Wanderung endet auf dem von Enteignung bedrohten
Waldgrundstück bei Taubendorf, auf das uns der Eigentümer eingeladen
hat."

erläutert René Schuster das Ziel der Aktion. Schuster weiter:

"Die eindrucksvolle Strecke am Tagebau sind im November bereits die
Klimapilger auf dem Weg zum Klimagipfel in Katowice gewandert. Die
Erkenntnis für uns war, dass noch viel mehr Menschen das mit eigenen
Augen gesehen haben müssen. Das Wort Waldspaziergang bekommt durch den
Tagebau eine etwas andere Bedeutung: Wir laufen durch ein ehemals
großes unzerschnittenes Waldgebiet, durch den schon zerstörten hin zum
noch bedrohten Wald bei Taubendorf."

Der als Streckenführung bei den Behörden angemeldete Weg durch das
Tagebauvorfeld soll nach LEAG-Planung nur noch in diesem Frühjahr
existieren, bevor er durch den Tagebau zerstört wird.

Hintergrund:

Der LEAG-Konzern will bis auf wenige Meter an Taubendorf heranbaggern
und dafür auch ein privates Waldgrundstück zerstören, dem Eigentümer
droht die Enteignung. Zugleich entzieht der Tagebau Jänschwalde den
Seen und Feuchtgebieten der Region das Wasser. Eine Klagegemeinschaft
aus Deutsche Umwelthilfe und GRÜNE LIGA geht deshalb aktuell vor
Gericht gegen die weitere Genehmigung des Tagebaubetriebes vor. Der
Tagebau versorgt das Kraftwerk Jänschwalde, eines der
klimaschädlichsten Kraftwerke Europas. Der Bericht der Kohlekommission
hat auf Druck der brandenburgischen Landesregierung keine Klarheit
über die Laufzeit des Kraftwerkes geschaffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.02.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2019 
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MELDUNG/313: Berlinale 2019 - 15. Amnesty-Filmpreis geht an "Espero tua (re)volta" aus Brasilien


Amnesty International - Pressemitteilung vom 16. Februar 2019

Berlinale 2019: 15. Amnesty-Filmpreis geht an "Espero tua (re)volta" aus
Brasilien

Jury mit Produzentin und Regisseurin Feo Aladag und Schauspielerin Pegah
Ferydoni zeichnet "Espero tua (re)volta" von Eliza Capai aus



BERLIN, 16.02.2019 - Der Amnesty-Filmpreis der diesjährigen Berlinale geht
an "Espero tua (re)volta" (Your Turn) von Eliza Capai. Der Film lief in der
Sektion "Generation 14plus" des Festivals.

"Stellen Sie sich vor, Ihre Kinder gehen auf die Straße, weil die Regierung
ihre Schulen schließen will - und werden mit Tränengas beschossen und mit
Schlagstöcken malträtiert", heißt es in der Begründung der Jury aus
Produzentin und Regisseurin Feo Aladag, Schauspielerin Pegah Ferydoni und
Amnesty-Generalsekretär Markus N. Beeko. "Hunderte öffentliche Schulen in
Brasilien sollen einem rigiden Sparkurs zum Opfer fallen. Davon betroffen
sind vor allem arme und sozial benachteiligte Familien. Doch Brasiliens
Jugend ist nicht bereit, das ohne Widerstand hinzunehmen."

"Der Film 'Espero tua (re)volta' bricht mit konventionellen
Erzählstrukturen und begleitet in seiner non-linearen dokumentarischen Form
junge Menschen bei ihrem Ringen um Demokratie und ihrem Kampf für Bildung",
heißt es in der Begründung weiter. "Dabei zeigt er auch, wie die
jugendlichen Protagonisten auf unvergleichlich mitreißende Weise
Solidarität und demokratische Werte leben, selbstbewusst ihre Ziele und
Träume artikulieren - und dabei den Erwachsenen stets einen Schritt voraus
sind."

"Der Film gibt Hoffnung und inspiriert generationsübergreifend dazu, die
eigene Stimme zu erheben und für unsere Grundrechte einzutreten."

Die Auszeichnung

Der Amnesty-Filmpreis ist mit 5.000 Euro dotiert. Bisherige Preisträger des
Amnesty-Filmpreises der Berlinale sind:


	2018: "Zentralflughafen THF" von Karim Aïnouz

	2017: "La libertad del diablo - Devil's Freedom" von Everardo González

	2016: "Royahaye Dame Sobh - Starless Dreams" von Mehrdad Oskouei und "Fuocoammare - Fire at the Sea" von Gianfranco Rosi

	2015: "Tell Spring Not to Come This Year" von Saeed Taji Farouky und Michael McEvoy

	2014: "Al midan" ("Der Platz") von Jehane Noujaim

	2013: "The Rocket" von Kim Mordaunt

	2012: "Csak a szél" ("Just the Wind") von Bence Fliegauf

	2011: "Barzakh" von Mantas Kvedaravicius

	2010: "Son of Babylon" von Mohammed Al-Daradji und "Waste Land" von Lucy Walker

	2009: "Sturm" von Hans-Christian Schmid

	2008: "Sleep Dealer" von Alex Rivera

	2007: "När mörkret faller" ("Bei Einbruch der Dunkelheit") von Anders Nilsson

	2006: "U Nergiz Biskivin" ("Narcissus Blossom") von Masoud Arik Salih und Hussein Hassan Al

	2005: "Paradise Now" von Hany Abu-Assad



 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Februar 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/941: Drakonische Gesetze (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 944

Drakonische Gesetze

Cyntoia Brown hat die Hälfte ihres Lebens im Gefängnis verbracht. 

Warum? Weil sie als 16jährige einen Freier erschossen hat, von dem sie
befürchtete, er wolle sie umbringen.

Von Mumia Abu-Jamal, Februar 2019



Ihr Name ist Cyntoia Brown, und sie hat die Hälfte ihres Lebens im
Gefängnis verbracht. Warum? Weil sie als 16jährige Jugendliche einen Mann
erschossen hatte. Warum begeht ein so junger Mensch eine solche Tat? Weil
der Mann, den sie tötete, ein Freier war, und ihr Zuhälter sie wie einen
Laib Brot an ihn verkaufte, nachdem er sie selbst vergewaltigt und unter
Todesdrohungen gezwungen hatte, für ihn anschaffen zu gehen.

Als der Freier, ein 43jähriger Immobilienmakler, sich nach Cyntoias Worten
»seltsam verhielt« und sie befürchtete, er wolle sie umbringen, fasste sie
ihren ganzen Mut zusammen und erschoss ihn mit einer seiner eigenen Waffen.
Das geschah 2004. Sie wurde verhaftet und im Alter von 16 Jahren aufgrund
einer Entscheidung der Jury nicht nach Jugendstrafrecht, sondern als
Erwachsene zu sechzig Jahren Gefängnis verurteilt. Fast fünfzehn Jahre
dieser faktisch lebenslänglichen Strafe hat sie inzwischen im
Frauengefängnis von Nashville im US-Bundesstaat Tennessee verbüßt. Regulär
hätte sie erst nach 51 Jahren hinter Gittern, also im Alter von 67 Jahren,
das Recht gehabt, vorzeitig auf Bewährung entlassen zu werden.

Der Filmemacher Daniel Birman hat Cyntoia begleitet, seit sie verurteilt
wurde und brachte 2011 ihre Lebens- und Prozessgeschichte als
Dokumentarfilm unter dem Titel »Me Facing Life: Cyntoia's Story« ins
öffentliche Bewusstsein. Seither setzten sich mehr und mehr Menschen in
aller Welt dafür ein, dass der Fall neu aufgerollt wird. Der Hashtag
»FreeCyntoiaBrown« machte vor allem seit der Wiederholung des Films im
Fernsehen 2017 im Netz die Runde, wo­raufhin über eine halbe Million
Menschen eine Petition für die sofortige Freilassung Cyntoias
unterzeichnete.

Stars aus dem Showgeschäft wie Kim Kardashian, Cara Delevingne und Rihanna
erhoben ihre Stimme zu Cyntoias Verteidigung und machten auf den
Justizskandal aufmerksam. Die Sängerin Rihanna schrieb auf Instagram:
»Stell dir vor, du wärst im Alter von 16 Jahren von einem Zuhälter mit dem
Spitznamen 'Halsabschneider' zur Prostitution gezwungen worden. Nachdem du
tagelang immer wieder von verschiedenen Männern unter Drogen gesetzt und
vergewaltigt wurdest, kauft dich schließlich ein 43jähriges Raubtier und
nimmt dich mit zu sich nach Hause, um dich sexuell zu missbrauchen.«

Der Reality-TV-Star Kim Karda­shian erklärte auf dem Kurznachrichtendienst
Twitter, das Rechtssystem der USA habe versagt: »Es bricht mir das Herz zu
sehen, dass ein junges Mädchen zur Prostitution gezwungen wird und dann,
wenn sie den Mut hat, sich zu wehren, eine lebenslängliche Strafe bekommt.«

Erst am 7. Januar 2019 hat der Gouverneur des Bundesstaats Tennessee Bill
Haslam sie endlich begnadigt und ihre Entlassung auf den 19. August des
Jahres festgelegt. An diesem Tag wird Cyntoia Brown exakt 15 Jahre Haft
abgesessen haben und als erwachsene Frau von 32 Jahren ein Leben hinter
sich lassen, das aus einer Aneinanderreihung von Albträumen bestand. Sie
wolle sich den Rest ihres Lebens dafür engagieren, »anderen Mädchen und
Jungen zu helfen, nicht dort zu enden«, wo sie selbst gestrandet sei,
erklärte sie nach ihrer Begnadigung. Ihr Anwalt Houston Gordon sagte, die
Entscheidung des Gouverneurs solle als »nationaler Weckruf« verstanden
werden, »die drakonischen Gesetze zu ändern«, die es erlauben, »dass Kinder
und Jugendliche in Erwachsenengefängnisse gesteckt werden«. Sie seinen eben
»keine kleinen Erwachsenen«.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 35 vom 11. Februar 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/8553: Und morgen, den 18. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.02.2019 bis zum 19.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8553 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonnenschein und Himmel blau,

Wochenendberufsverkehr,

stop und go, voran und Stau,

Jean-Luc hat 's mit Strecken schwer.
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MELDUNG/387: Internationale Konferenz künstlerischer Hochschulen (idw)


Filmuniversität Babelsberg KONRAD WOLF - 15.02.2019

Internationale Konferenz künstlerischer Hochschulen



Vom 18. - 20. Februar treffen sich mehr als 100 Delegierte von 25
europäischen Hochschulen aus den Bereichen Musik, Kunst und Design in
Babelsberg, um über Möglichkeiten, Herausforderungen und Strategien einer
transnationalen institutionellen Zusammenarbeit zu diskutieren.
Ausgerichtet wird die Konferenz von der Nationalen Agentur für 
EU-Hochschulzusammenarbeit im Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD).
Gastgeberinnen sind die Filmuniversität Babelsberg KONRAD WOLF, die
Bauhaus-Universität Weimar, sowie die Universität der Künste Berlin.

"Higher Education Institutions of Art, Design and Music as future
"European Universities"? Innovative cooperation formats and thematic
bridges" - unter diesem Titel steht eine europäische Konferenz, die vom
18. bis zum 20. Februar auf Initiative der Nationalen Agentur für
EU-Hochschulzusammenarbeit im DAAD an der Filmuniversität Babelsberg
stattfindet.

Im Dezember 2017 forderte der Europäische Rat die Stärkung strategischer
Partnerschaften zwischen Hochschuleinrichtungen in der gesamten EU und die
Förderung der Herausbildung von so genannten "Europäischen Hochschulen".
Nach dem Bottom-up-Prinzip errichtete transnationale Hochschulnetzwerke
sollen es Studierenden ermöglichen, durch eine Kombination von Studien in
mehreren EU-Ländern einen Abschluss zu erwerben. Ziel ist eine
Verbesserung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit des europäischen
Hochschulsystems mit einem starken Wissensdreieck aus Bildung, Forschung
und Innovation. Zugleich zielt die Initiative darauf ab, gemeinsame Werte
und die europäische Identität der jungen Generation zu fördern, um die
anstehenden gesellschaftlichen Herausforderungen zu meistern.

Mit der Konferenz in Babelsberg sollen die Potenziale für den Bereich der
Künste ausgelotet werden. Was sind die Spezifika der kreativen und
künstlerischen Hochschulen in Europa? Welche Rolle spielen sie für ihre
jeweilige Region? Welche innovativen Ansätze in Lehre und Forschung
verfolgen sie? Wie können auf dieser Grundlage strukturierte
interuniversitäre Netzwerke gebildet werden, in denen eine Zusammenarbeit
in verschiedenen Sprachen und über Disziplinen hinweg ermöglicht wird? In
Vorträgen, Workshops und Open Space Diskussionen werden sich die
Teilnehmer*innen dem Thema aus politischer, institutioneller und
operativer Sicht nähern, unter anderem auch mit Fokus auf innovativen
Methoden des transdisziplinären Lernens, Lehrens und Forschens. Ziel ist,
auf Grundlage des fachlichen Austausches gemeinsame Strategien für
künstlerische Lehre und Forschung zu erarbeiten. Die Konferenz findet als
Transnational Cooperation Activity (TCA) statt. TCA umfassen eine Reihe
von Veranstaltungen, Seminaren und Workshops, die es den nationalen
Agenturen von Erasmus + ermöglichen, zusammenzuarbeiten und bewährte
Verfahren in ganz Europa auszutauschen.

"Kunst und Kultur ermöglichen den internationalen Dialog in besonderer
Weise: Ihre medialen, visuellen, audiovisuellen und musikalischen Formate
und Ausdrucksformen überwinden Grenzen", sagt DAAD-Präsidentin Prof.
Margret Wintermantel. "Aus diesem Grunde zählen Kunst- und
Musikhochschulen zu den internationalsten Hochschulen in Deutschland, ihre
Vernetzung innerhalb Europas ist traditionell stark und stabil. Gemeinsam
mit unseren Mitgliedshochschulen und weiteren Partnern möchten wir in
Potsdam das Potenzial noch sichtbarer machen und die starken
Austauschaktivitäten zwischen künstlerischen Hochschulen im ERASMUS+ Raum
weiter ausbauen."

Noch bis Ende Februar können sich Hochschulnetzwerke um den Titel und die
Förderung als Europäische Hochschule bewerben. Maximal fünf Millionen Euro
verteilt auf drei Jahre sind pro Netzwerk vorgesehen, das - so die
Ausschreibung - aus mindestens drei Hochschulen aus mindestens drei
Erasmus-Mitgliedstaaten bestehen muss. Hinzukommen können weitere private
und öffentliche Organisationen, die sie sich im Bereich Bildung, Forschung
oder Innovation engagieren. Die EU hat die Finanzierung der Pilotphase um
das Doppelte auf 60 Millionen Euro erhöht. Im Erasmus+-Nachfolgeprogramm,
das 2021 startet, sollen die Europäischen Universitäten dann als fester
Bestandteil enthalten sein.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution357

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Filmuniversität Babelsberg KONRAD WOLF, 15.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/8980: Aus aller Welt - 17.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gewaltsame Proteste in Albanien

In der albanischen Hauptstadt Tirania kam es am Samstag bei Protesten
gegen die sozialistische Regierung von Ministerpräsident Edi Rama zu
gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und
Sicherheitskräften. Als etwa hundert Kundgebungsteilnehmer die
Absperrungen vor dem Regierungssitz durchbrachen und versuchten das
Portal aufzubrechen, ging die Polizei mit Wasserwerfern und Tränengas
gegen die Gruppe vor. Mehrere Demonstranten und Polizisten wurden bei
den Zusammenstößen verletzt. Zu der Kundgebung aufgerufen hatten
rechte und linke Oppositionsparteien. Sie werfen Ramas Regierung
Korruption und Verbindungen zum organisierten Verbrechen vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8980: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mann greift Frau in Nürnberg mit Messer an

Nach einem Messerangriff auf eine junge Frau in Nürnberg hat die
Polizei im Zuge einer Großfahndung einen Tatverdächtigen in Gewahrsam
genommen. Laut Behördenangaben stellte die Staatsanwaltschaft gegen
den 25jährigen Mann Haftantrag wegen Mordversuchs. Die 21 Jahre alte
Frau war am frühen Sonntagmorgen im Stadtteil Bärenschanze unterwegs,
als ihr der Täter ohne erkennbaren Anlaß mit einem Messer mehrfach in
den Oberkörper stach. Sie wurde mit schweren Verletzungen in ein
Krankenhaus gebracht. Erst Mitte Dezember hatte ebenfalls in Nürnberg
ein Mann auf offener Straße ohne Vorwarnung drei Frauen mit einem
Messer schwer verletzt. Zwei der Frauen waren zeitweise in
Lebensgefahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8977: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kämpfe im Zentrum von Mali

In der Region Mopti im Zentrum von Mali kam es zu Feuergefechten
zwischen malischen Truppen und einer bewaffneten Gruppe. Nach Angaben
des französischen Militärs wurden im Rahmen einer gemeinsamen
Offensive gegen Aufständische im Bezirk Dialloube mindestens zehn
islamistische Kämpfer getötet. Die französische Mission Barkhane habe
die malischen Soldaten aus der Luft unterstützt, hieß es.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8979: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke will breite Debatte über Sozialstaat

Die Linkspartei will sich in die aktuelle Debatte um den Sozialstaat
einschalten. Bundestagsfraktionschef Dietmar Bartsch plädierte für
einen breit geführten Sozialstaatsdialog. Wirksame Maßnahmen zur
Bekämpfung der Kinderarmut und die Einführung einer Grundsicherung
müßten auf die Agenda, sagte Bartsch. Auf ihrem zweitägigen Treffen
in Potsdam waren sich die Fraktionsvorsitzenden einig, daß die
heutige Praxis bei Hartz IV dem Sozialstaatsgebot widerspricht und
einen Keil in die Gesellschaft treibt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8978: Tragisches und Kurioses - 17.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hai-Attacke an beliebtem Surferstrand in Australien

Am Belongil Beach in Byron Bay an der australischen Ostküste griff
ein Hai einen 41jährigen Surfer an. Der schwerverletzte Mann wurde in
ein Krankenhaus geflogen. Wie die Behörden mitteilten, hatte ihm der
Raubfisch ein Stück von seinem Bein abgebissen. Sein Zustand sei
ernst, aber stabil. Auch in das Surfbrett hatte der Hai ein
tellergroßes Loch gebissen. Der Surferstrand wurde zunächst für 24
Stunden gesperrt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8063: Aus Forschung und Technik - 17.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wiener Forscher entdecken riesigen Sternenstrom

Forscher am Institut für Astrophysik der Universität Wien haben bei
der Durchsicht von Meßdaten des europäischen Weltraumobservatoriums
Gaia einen riesigen Sternenstrom aufgespürt. Der aus mehr als 4.000
Einzelsternen bestehende stellare Verband zieht vermutlich schon seit
rund einer Milliarde Jahren gemeinsam seine Kreise um das Zentrum der
Milchstraße, schreiben die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift
Astronomy & Astrophysics. Die etwa 300 Lichtjahre von der Erde
entfernten Sterne fliegen demnach alle mit gleicher Geschwindigkeit
in die gleiche Richtung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8076: Aus aller Welt - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Netanjahu ernennt Außenminister Israels

Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, der
gleichzeitig Außenminister seines Landes ist, hat am Sonntag das Amt
seinem bisherigen Transport- und Geheimdienstminister Israel Katz
übertragen. Der 63jährige Likudpolitiker hält eine Zweistaatenlösung
für Israel und Palästina für zur Zeit nicht möglich. Gegenüber den
Palästinensern legte er eine harte Haltung an den Tag. Der Premier
hat weiterhin die Ressorts Verteidigung und Gesundheit unter sich.
Katz tritt zur Parlamentswahl am 9. April als Konkurrent von
Netanjahu an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8035: Medizin und Gesundheitswesen - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Anfragen beim Giftnotruf

Der Giftnotruf hat noch lange nicht ausgedient. Ganz im Gegenteil.
Laut Deutschem Ärzteblatt wählen immer mehr Baden-Württemberger die
Nummer der Vergiftungs-Informationszentralen. So stiegen die Anfragen
2018 im Vergleich zum Jahr davor um rund 1200 auf 27.050. Vor allem
bei Verdacht auf Vergiftungen durch Arzneimittel, chemische Produkte
wie Waschmittel, Lösungsmittel oder Tinte sowie Pflanzen wählten
Menschen den Giftnotruf. Dabei ging es in jedem zweiten Fall um eine
mögliche Vergiftung bei Kindern und Jugendlichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8064: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Drohnen im Sperrgebiet der Münchner Sicherheitskonferenz

Während der Münchener Sicherheitskonferenz sind bis Freitagabend
sieben Hobbydrohnen in den Luftraum über dem Sperrgebiet
eingedrungen. Die Polizei wurde am Samstag mehrerer Piloten habhaft.
Einer der vier war zwölf Jahre alt. Ihnen droht laut
Luftverkehrsgesetz eine Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren oder
eine Geldstrafe. Bei Fahrlässigkeit verringert sich die
Gefängnisstrafe auf bis zu sechs Monate. Anstelle dessen kann auch
eine Geldstrafe in Höhe von bis zu 180 Tagessätzen verhängt werden.
Der gesperrte Luftraum erstreckt sich 5,5 Kilometer rund um das
Tagungshotel bis in eine Höhe von 3000 Metern. Das Drohnenverbot galt
von Freitagmorgen bis Sonntagabend.

17. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7987: Sprache, Kunst und Medium - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Universitäts-Gebäude in St. Petersburg teilweise eingestürzt

Völlig unerwartet ist in St. Petersburg ein Gebäude der staatlichen
Universität teilweise eingestürzt. Obwohl am Sonnabend Unterricht in
Fächern der Informationstechnologie, Optik und Mechanik der ITMO
abgehalten wurde, gab es nach Angaben der Nachrichtenagentur Interfax
keine Toten oder Schwerverletzten.

Wie MDR aktuell berichtete, sollen sich in dem historischen Gebäude
zunächst an einer Stelle innerhalb kürzester Zeit an Wänden Risse
gebildet haben, dann sei unter lautem Knarren und Getöse zunächst eine
Wand eingebrochen, weitere folgten auf insgesamt vier Stockwerken.
Obwohl Dutzende Studenten und Uni-Angehörige flohen und etwa weitere
90 Personen zunächst eingeschlossen wurden, soll es keine Verletzten
gegeben haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8054: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland soll IS-Kämpfer zurückkehren lassen

Die vom US-Militär unterstützten Syrischen Demokratischen Kräfte
haben mehr als 800 Milizionäre des Islamischen Staats (IS)
gefangengenommen. US-Präsident Trump droht via Twitter, die Kämpfer
freizulassen, sollten Großbritannien, Frankreich, Deutschland und
andere europäische Verbündete der USA ihre Staatsangehörigen nicht
wieder aufnehmen. Der Bundestagsabgeordnete Nouripour (Grüne) sagte
dem Deutschlandfunk am Rande der 55. Münchner Sicherheitskonferenz,
Deutschland sei verantwortlich für seine Staatsbürger und müsse sie
zurücknehmen, um sie zur Rechenschaft zu ziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8068: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Buntwestenkuntgebungen von "Aufstehen" eher ein Flop

Am Samstag hat die von Sahra Wagenknecht mitbegründete, linke
Sammlungsbewegung "Aufstehen" zu allgemeinen Protestkundgebungen
bundesweit aufgerufen. Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen trugen
verschiedenfarbige Westen und bekundeten gemäß ihrem Motto "Wir sind
Viele. Wir sind vielfältig. Wir haben die Schnauze voll!" ihren
allgemeinen Widerstand. Aber auch Frieden und soziale Gerechtigkeit
wurden gefordert. In Hamburg kamen rund 140 Menschen zusammen. In
Schwerin, Magdeburg und Erfurt registrierte die Polizei jeweils etwa
100 Kundgebungsteilnehmer, in Kiel 60 und in Mainz drei. Dafür waren
es in Berlin rund 500. In insgesamt 14 Städten beteiligten sich
zusammen rund 2000 Menschen an der "Aktion #Bunte Westen".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8037: Tragisches und Kurioses - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Tausende Besucher verfolgten Kraftwerk-Sprengung bei Dortmund

Bei frühlingshaftem Wetter wurde Tausenden Anwohnern und Besuchern im
Ruhrgebiet zwischen Dortmund und Castrop-Rauxel am Sonntagvormittag
mit der Sprengung des ehemaligen Kohlekraftwerks Knepper ein
aufregendes Spektakel geboten.

Mit einer leichten Zeitverzögerung fielen nacheinander das Kesselhaus,
der 130 Meter hohe Kühlturm und der 210 lange Schornstein durch
mehrere Sprengungen in sich zusammen. Viele Zuschauer spendeten 
Applaus, auch die Sprengmeister waren mit dem Ergebnis sehr zufrieden.

Wie das ZDF berichtete, wurde für die Anwohner, die innerhalb der
Sicherheitszone ihre Häuser räumen mußten, extra eine Tribüne
errichtet, auf der sie ein Frühstück einnehmen konnten.

Übrig bleiben rund 28.000 Tonnen Bauschutt und Stahlschrott. Die
weitere Zerkleinerung und der Abtransport erfolgen in den kommenden
Wochen. Das 1971 eingeweihte Kohlekraftwerk war 2014 wegen
Unrentabilität stillgelegt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8065: Arbeit, Soziales und Familie - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Frieden statt Aufrüstung - Nein zum Krieg

In München haben am Samstagnachmittag zeitgleich mit der 55.
Sicherheitskonferenz rund 4000 Menschen unter anderem gegen eine
Aufstellung neuer Mittelstreckenraketen in Europa protestiert. Die
Demonstranten marschierten durch die Innenstadt und bildeten eine
Menschenkette rund um den Tagungsort Bayerischer Hof. Zu der
Protestkundgebung "Frieden statt Aufrüstung - Nein zum Krieg" hatten
rund 90 Gruppierungen aufgerufen. Mittelstreckenraketen stehen wieder
auf der Wunschliste der Militärs, nachdem die USA und Rußland ihren
Vertrag (INF) zum Verbot der Aufstellung von Mittelstreckenraketen
aufgekündigt haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8046: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



DDT-Einsatz in 1970er-Jahren sorgt noch immer für Brustkrebs

Das berüchtigte Insektengift DDT, dessen Entdecker noch 1948 mit dem
Nobelpreis geehrt wurde, hat nichts von seinem Schrecken verloren.
Obgleich es Anfang der 1970er-Jahre verboten wurde, lassen sich auch
heute noch Spätwirkungen nachweisen. So zeigte laut Deutschem
Ärzteblatt eine Studie von Barbara Cohn von der Universität von
Berkeley in Kalifornien und Mitarbeiter, daß DDT aufgrund seiner
hormonartigen Wirkung auch nach vier Jahrzehnten Latenzzeit
Brustkrebs auslösen kann. Wie in vorangegangenen Studien war erneut
eine dosisabhängige Assoziation nachweisbar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8053: Märkte und Finanzen - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Fachkräftemangel hat zugenommen

Laut der Bundesagentur für Arbeit blieben im Jahresdurchschnitt von
2018 in Deutschland fast 184.000 Stellen unter anderem in den
Bereichen Informatik, Elektrotechnik und Metallbau sowie in der
Gesundheits- und Pflegebranche und in einigen Handwerken unbesetzt.
Ein Jahr zuvor waren es noch etwa 170.000 gewesen. Fachkräfte aus
Nicht-EU-Staaten hatten 2018 einen Anteil an der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung von 0,66 Prozent. Die
meisten kamen aus Indien. Die Bundesregierung will wegen des
Fachkräftemangels Menschen aus Nicht-EU-Staaten in Deutschland Arbeit
suchen lassen, wenn sie entsprechend qualifiziert sind und gut
Deutsch sprechen. Eine Hochschulausbildung soll nicht mehr
erforderlich sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8069: Aus Forschung und Technik - 17.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Chinesische Smartphones immer beliebter

Der Smartphone-Markt ist in Bewegung. Waren chinesische Geräte früher
vor allem billig, stellen sie inzwischen die Konkurrenz aus Südkorea
und den USA auch technisch in den Schatten. Das schlägt sich auch
beim Verkauf nieder. So meldete die Internetplattform t3n.de, daß
Samsung zwar auch 2018 Marktführer war, doch der Absatz sank um über
zehn Prozent auf 61,6 Millionen verkaufte Produkte. Konkurrent Apple
verzeichnete ein Minus von sechs Prozent, blieb mit 42,8 Millionen
ausgelieferten Exemplaren auf dem zweiten Platz. Dafür schloß Huawei
das Jahr 2018 als größter Gewinner ab. Der chinesische Anbieter wuchs
mit 42,5 Millionen verbreiteten Smartphones um nicht weniger als 54
Prozent. Die Plätze vier und fünf gingen an die Newcomer Xiaomi und
HMD Global, die ebenfalls stark wuchsen.
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INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1346: Pro Asyl kritisiert 21. Afghanistan-Abschiebung (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 17. Februar 2019

Achtung! Diese Mitteilung könnte künftig strafrechtliche Konsequenzen
haben!

PRO ASYL kritisiert 21. Afghanistan-Abschiebung, die Vorschläge zur
verschärften Durchsetzung von Abschiebungen und zeigt unterschiedliche
Abschiebepraxis der Bundesländer mit interaktiver Karte



In diesen Tagen herrscht wieder einmal Furcht in der afghanischen Community
in Deutschland. Am Montag soll zum einundzwanzigsten Mal seit Beginn der
Charterabschiebungen nach Afghanistan ein Flug in Richtung Kabul abheben -
diesmal von Frankfurt am Main.

PRO ASYL erneuert die Kritik an Abschiebungen nach Afghanistan, ein Land,
in dem nach Einschätzungen des US Council on Foreign Relations , der
International Crisis Group und ACLED (Armed Conflict Location & Event Data
Project) der aktuell tödlichste Konflikt der Welt tobt. Abschiebungen in
ein Land, in dem Millionen Menschen Hungersnöte drohen, die Zahl der
Binnenvertriebenen weiter auf extrem hohem Niveau ist und 54,5% der
Bevölkerung nach UN-Schätzungen unterhalb der Armutsgrenze leben, sind
nicht zu verantworten.

Interaktive Karte zum Vergleich der Afghanistan-Abschiebungen der
Bundesländer

Auch bei einigen Bundesländern ist diese Einsicht zumindest partiell
vorhanden. PRO ASYL hat anlässlich der bevorstehenden Sammelabschiebung
eine Übersichtskarte [1] zur Abschiebungspraxis der Bundesländer
veröffentlicht (auf der Link-Seite nach unten scrollen). Vor dem
Hintergrund dieser Informationen [2] ist nicht zu erwarten, dass die
Mehrzahl der Bundesländer am Montag von der Möglichkeit Gebrauch machen
wird, außer Straftätern, Gefährdern und sogenannten
»Identitätsverweigerern« auch andere Personen auf den Kabul-Flug zu buchen.
Die bayerische Hardliner-Praxis, bis in die CSU hinein umstritten, ist
bislang glücklicherweise nicht zum bundesweiten Maßstab geworden.

Kriminalisierung der Zivilgesellschaft und der Medien geplant

Die Ankündigung eines konkret bevorstehenden Abschiebungstermins, wie in
dieser Pressemitteilung, könnte künftig mit bis zu drei Jahren Haft
bestraft werden. Das sieht der Referentenentwurf des 
»Geordnete-Rückkehr-Gesetzes« aus dem Hause Seehofer vor. Informationsfreiheit, Pressefreiheit,
Rechtsstaat? Erwägungen dazu, gar Abwägungen, finden sich im Entwurf nicht.
Die Notwendigkeit, weiterhin anhand konkreter Abschiebungen über ihre
Legitimität öffentlich debattieren zu können, als auch die schutzwürdigen
Interessen potenziell Betroffener machen die geplante Kriminalisierung
menschenrechtswidrig. Wer die Verbreitung solcher Informationen über
Medien, Newsletter u.ä. unter Strafe stellen will und das auch noch mit
einem »besonderen Unrechtsgehalt« des unter Strafe gestellten Verhaltens
begründet, der hat Maß und Ziel verloren. Das ist lupenreine Notstandsdenke
aus dem Hause Seehofer, ein Testlauf, ob die Kriminalisierung von Teilen
der Medien und der Zivilgesellschaft aktuell bereits durchsetzbar ist.

Zum Ungeist des »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes« gehört es, dass neben einer
Vielzahl von Verschärfungen, die auch den Rechtsschutz erschweren,
diejenigen im Fokus stehen, die Menschen auch nach einer Asylablehnung noch
unterstützen. So soll ein weiterer Straftatbestand für diejenigen
reserviert sein, die die Vollziehung einer Ausreisepflicht dadurch
beeinträchtigen, dass sie »über geplante Maßnahmen zur Feststellung der
Identität ausreisepflichtiger Ausländer mit dem Ziel einer Behinderung
derselben« informieren. Solch unklare Formulierungen eines
Straftatbestandes sind ein Unding. Die dahinterstehende Idee aber lässt
sich ausweiten: Wer Menschen über Behördenhandeln so informiert, dass die
Behörde sich beeinträchtigt sieht, der könnte bestraft werden. Eine solche
Haltung zeugt von einem grundsätzlichen Misstrauen gegenüber bestimmtem
zivilgesellschaftlichem Engagement wie der Flüchtlingsberatung. Bayern
macht es längst vor, wie die unabhängige Beratung Asylsuchender in
staatlichen Unterbringungseinrichtungen behindert und beschränkt werden
kann.


Anmerkungen:

[1] https://www.proasyl.de/hintergrund/hinweise-fuer-afghanische-fluechtlinge-und-ihre-beraterinnen/

[2] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/Übersicht-Abschiebepraxis-Afghanistan-Stand-Februar-2019-1.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 17. Februar 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INTERVIEW/430: Dem Karl Liebknecht haben wir's geschworen - von hinten nach vorne ...    Otto Köhler im Gespräch (SB)




Seit es Deutschland als eigenständigen Staat gibt, seit 1871, hat es die Welt
unsicher gemacht. Nie in diesen eineinhalb Jahrhunderten wurde dieses
Deutschland von irgendeinem Land dieser Welt überfallen, angegriffen. Der Krieg
ging stets von unserem Lande aus, auch der zu Füßen des Hindukusch, in dem die
Bundeswehr seit mehr als eineinhalb Jahrzehnten unentwegt Deutschland immer
sicherer macht.

Otto Köhler auf der Rosa Luxemburg Konferenz [1] 

In seinem Vortrag über die Bundesrepublik als "nächste imperialistische
Hauptmacht" zog der Publizist und Autor Otto Köhler eine kaum gebrochene Linie
von den kolonialistischen und imperialistischen Ambitionen des Deutschen
Reiches, ermöglicht und verwirklicht durch den Schulterschluß der
Sozialdemokratie mit Adel, Bourgeoisie und Generalität des Deutschen Reiches,
über die Geburt der Weimarer Republik als "Produkt der Konterrevolution, der
Groko von Hindenburg und Ebert, die durch den Mord an Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht besiegelt wurde", und die Kriegsplanungen der deutschen Generalität,
die in Hitler den "Vollstrecker ihrer Pläne" fanden, bis zur Reartikulation
imperialen Machtstrebens unmittelbar nach dem "Anschluss der DDR an das
eigentliche und wahre Deutschland". Maßgenommen wurde an einem Papier des
damaligen Generalinspekteurs der Bundeswehr, Klaus Naumann, der unter anderem
die "Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des Zugangs zu strategischen
Rohstoffen" als wesentliches Element deutschen "Sicherheitsinteresses" ausgewiesen
hatte.

Mit der deutschen Beteiligung am Überfall der NATO auf Jugoslawien vor 20
Jahren, den ansonsten bei militärischer Aggression eher zögerlichen GenossInnen
schmackhaft gemacht durch Bundeskanzler Gerhard Schröder und Außenminister
Joseph Fischer, mündet Köhlers Reise durch 150 Jahre deutsche Geschichte - und
mehr läßt sich bei aller Gaulandschen Fäkalrhetorik nicht daraus machen - in die
Neujahrsansprache der Bundeskanzlerin. Im Gauckschen Verantwortungsdiskurs
schaltet Angela Merkel einen Gang hoch, indem sie "aus den zwei Weltkriegen des
vergangenen Jahrhunderts" den Schluß zieht, "für unsere Überzeugungen wieder
stärker einstehen, argumentieren, kämpfen, (...) im eigenen Interesse mehr
Verantwortung übernehmen" [2] zu müssen. Die beträchtliche Erhöhung der
Rüstungsausgaben, allseits zu vernehmende Klagen über die angeblich mangelnde
Kampfkraft der Bundeswehr, der Aufmarsch deutschen Truppen im Osten der EU und
die an Rußland adressierten Bedrohungsszenarien lassen wenig Spielraum bei der
Frage, wie dies zu verstehen sei.

Wie stets mit spitzer Feder und feiner Ironie, falls nötig aber auch mit
gröberem Strich zu Werke gehend, macht Otto Köhler unmißverständlich klar, wie
wichtig es ist, großmächtige Arroganz auf den alles bewegenden Punkt
barbarischer Zerstörungsabsicht zu bringen und die neuen Herren des Krieges
ihrer angemaßten Zivilität zu entkleiden. Drei Forderungen stehen am Ende einer
Rede, die man so wahrscheinlich nur auf dieser Konferenz vor einer viele hundert
Menschen umfassenden Zuhörerschaft halten kann: Bevor "es als Symbol einer
imperialen Größe dieses neualten Deutschlands eröffnet wird: Sprengung des
neowilhelminischen Schlosses", "Austritt aus der NATO" und "Auflösung der
Bundeswehr" [3].

Im Anschluß bot sich dem Schattenblick die Gelegenheit, Otto Köhler als
Journalist mit weit über 50jähriger Berufserfahrung einige Fragen zur
Entwicklung der Presse vor dem Hintergrund der Affäre um Claas
Relotius zu stellen. 




[image: Am Rednerpult - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Otto Köhler

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Herr Köhler, Sie gehörten in den 1960er Jahren der
Spiegel-Redaktion an und waren damals zusammen mit Hermann Gremliza maßgeblich
an der Entstehung der Belegschaftsbeteiligung beteiligt. Worum ging es damals?

Otto Köhler (OK): Das Belegschaftsmodell kam eigentlich zustande, um
uns die Forderung nach mehr Mitbestimmung abzukaufen, und das ist
hervorragend gelungen. Die Spiegel-Redakteure wurden domestiziert und
können sich eigentlich bei uns bedanken, daß wir ihnen einen
gesicherten Lebensabend verschafft haben.

SB: Sie und Gremliza sind damals aus der Redaktion ausgeschieden.

OK: Ausgeschieden worden. Das ist ein Unterschied. Freiwillig geht
man nicht aus einer solchen Position. 

SB: Um ihr Überleben zu sichern, sind Journalisten häufig Zwängen ausgesetzt,
die auch eine Art innere Schere zur Folge haben können. Ließe sich dieser Befund
auch auf den Spiegel anwenden?

OK: Ja, da ist der Spiegel angekommen.

SB: Der Spiegel hatte einmal einen guten Ruf. Wie lange war dieser Ruf aus Ihrer
Sicht gerechtfertigt?

OK: Nie, aber das habe ich erst sehr viel später gemerkt, und zwar 1992, als
Augstein den Mund zu voll genommen hat, indem er sagte, der Spiegel sei stets
ein Organ der Aufklärung gewesen. Ich hatte daraufhin in den ersten
Spiegelbänden nachgeforscht und entdeckt, daß er das tatsächlich war, nämlich
der nachrichtendienstlichen Aufklärung. Soundsoviele Spiegel-Redakteure waren
bei verschiedenen Diensten tätig. Besonders schlimm war Horst Mahnke, ein Mann,
der dann später zum Springer-Verlag ging und dort persönlicher
Sicherheitsbeauftragter Springers wurde. Er war Adjutant von Franz Six gewesen,
dem Chef einer der Sonderkommandos im Osten, der etliche Menschen umbringen
ließ. Bei diesen Aktionen war Mahnke dabeigewesen. Später wurde er vom Spiegel
aufgenommen, nachdem er mit Georg Wolff, einem seiner Kollegen vom
Sicherheitsdienst der SS, eine große Serie über Kaffeeschmuggel schrieb. Es
stellte sich heraus, daß das alles Juden waren, aber dennoch traute sich keiner,
ihm etwas entgegenzusetzen. Es war eine widerliche, antisemitische Serie, die
dem Spiegel eine Klage einbrachte, über die sich Augstein nur höhnisch in dem
Sinne äußerte, sollen sie doch. Das fand ich alles 1992 heraus, und ich muß mir
schuld geben, daß ich in der Zeit, als ich beim Spiegel war, nicht in den mir
damals noch zugänglichen Archiven besser nachgeforscht habe, was in den ersten
Jahren des Spiegels alles an nazistischen Nachfolgen möglich war. Das bereue
ich.

SB: Was sagen Sie zu Karrieren, die andersherum verlaufen und von
radikal-links bis in die Chefredakteurposition der Welt oder anderer
Springerblätter führen?

OK: Dazu ist nichts zu sagen, das ist ganz normal.

SB: Der Relotius-Fall wird als schwerer Bruch mit journalistischen Prinzipien
behandelt. Nun muß die Aufdeckung eines solchen Falles nicht gleichbedeutend
damit sein, daß dieser Sachverhalt nur an dieser Stelle auftritt. Ist es
häufiger Praxis, daß Journalisten ihrer Phantasie freien Lauf lassen, weil es
bessere Ergebnisse bringt, oder halten Sie das für einen besonderen
Ausnahmefall?

OK: Das ist schwer zu sagen, da ich inzwischen zu wenig Kontakt mit diesen
Kollegen habe, aber ich finde, der Spiegel klärt den Vorfall jetzt vorbildlich
auf. Nur müßte er dann auch alle anderen Fälle seiner Vergangenheit aufklären,
beispielsweise den Reichstagsbrand. Ich habe den letzten Spiegel-Chefredakteur
Klaus Brinkbäumer auf einer Veranstaltung beschworen, sich doch endlich einmal
des Reichstagsbrandes anzunehmen und was durch den Spiegel an Fälschung in die
Welt gekommen ist. Er versprach, daß er mir schreiben würde, aber bis heute ist
nichts gekommen, und ich fürchte, es wird nie dazu kommen, daß der Spiegel das
aufklärt. 

Stefan Aust, der zu Zeiten Augsteins noch beim Spiegel war, hat es einmal
versucht, aber Augstein hat sich mit Händen und Füßen dagegen gewehrt. Aust
konnte das erst in der Welt am Sonntag tun, als ein neues, vieles enthüllendes
Buch über den Reichstagsbrand eines Professors aus den USA erschien, das hier
ansonsten weitgehend totgeschwiegen wurde. Aust hat in der Welt am Sonntag einen
großen Vorabdruck gebracht und das Buch auch anderweitig sehr unterstützt. Wenn
ein Spiegel-Chefredakteur heute in dieser Sache endlich Aufklärung betreiben
wollte - und das ist viel wichtiger als die Erzählung von Herrn Relotius -, tja,
dann bestünde die Möglichkeit dazu. Ich bin gespannt, ob es vielleicht doch noch
dazu kommt.

SB: Ist es belastbar, in bezug auf die besagte Spiegel-Artikelserie von einer
Fälschung zu sprechen?

OK: Ja, das ist belastbar, das habe ich schon mehrfach geschrieben. Fritz
Tobias, auf dem die Spiegelserie beruht, war ein ehemaliger Verfassungsschützer in
Niedersachsen. Er hatte ein Buch über den Reichstagsbrand geschrieben und als
Quelle dazu ein Buch von Ernst Hanfstaengl, einem Vertrauten Hitlers, der später
in Ungnade fiel, benutzt. Hanfstaengl schrieb auf einer Seite des Buches, wie er
erfährt, daß der Reichstag brennt, nämlich daß Göbbels bei ihm anruft und sagt,
er brenne, und er solle sofort kommen. Hanfstaengl glaubte es zunächst nicht,
sondern erst, als es Göbbels und später Hitler versicherten. Das war das Zeugnis
für die Überraschung der Nazis über den Reichstagsbrand. Auf der genau
gegenüberliegenden Seite dieses Buches, auf das sich Tobias beruft und später
alle anderen, zahlreiche Historiker wie etwa Hans Mommsen, steht jedoch, ob das
wirklich stimmte, ich weiß es nicht. Es könnte sein, daß die Nazis mich nur
benutzten, also anriefen, um später das Zeugnis zu haben, daß sie ahnungslos
waren. Nicht von der einen Seite eines Buches auf die andere Seite zu sehen, ist
nun wirklich eine Fälschung, die aber Tobias selbst dann indirekt aufdeckte, als
er sich für die Täterschaft der Nazis aussprach, indem er Hanfstaengl
entsetzlich attackierte und schrieb, er wird wohl selber einer der Mitwisser
gewesen sein. Tobias hatte das also irgendwie zur Kenntnis genommen, aber alle
Historiker, die vom Spiegel und Tobias abschrieben, haben das so übernommen, wie
es auf der einen Seite stand, ohne auf die zweite Seite zu schauen. Sie haben
Hanfstaengl als Quelle angegeben, aber die Lesart von Tobias übernommen.

SB: Wir befinden uns im hundertsten Jahr der Novemberrevolution. Wie erleben Sie
die Bearbeitung dieses epochalen Ereignisses in bürgerlichen und
öffentlich-rechtlichen Medien?

OK: Ja, es ist gut, daß Ebert sich der Sache angenommen hat, und so
alles in ordentliche Bahnen gelenkt wurde, ohne daß der Bolschewismus
in Deutschland ausbrechen konnte. Das ist eigentlich die Grundmelodie
der meisten Artikel, die ich so darüber lese, aber es gibt Ausnahmen.

SB: Wir befinden uns hier auf der Rosa Luxemburg Konferenz der jungen Welt, für
die Sie unter anderem schreiben. Könnte man deren Stellung im Pressebetrieb als
die einer linken Antipode zur Jungen Freiheit auf der anderen Seite des
politischen Spektrums beschreiben, oder hat die junge Welt in Ihren Augen eine
Sonderstellung?

OK: Naja, Antipode ist ein bißchen unappetitlich. Nein, da ist
die junge Welt doch schon etwas Eigenständiges auch gegenüber der
übrigen bürgerlichen Presse, zu der die Junge Freiheit ja inzwischen
emporgekommen ist.

SB: Entsteht mit dem Online-Journalismus eine Art Konkurrenz zum etablierten
professionellen Journalismus, so daß es große Zeitungen und Medien nötig haben,
diese Konkurrenz zu bekämpfen, oder besteht aus Ihrer Sicht ein eher
kooperatives Verhältnis?

OK: Was mir die ganze Sache doch etwas unsympathisch macht, sind die
rechten Blogger, die um sich herum ein ganzes Netz aufgebaut haben.
Dadurch nehmen die Leute, die so etwas lesen, die weitere Umwelt
überhaupt nicht mehr zur Kenntnis. Man steckt gewissermaßen in einer
Filterblase fest, die natürlich verhindert - und in diesem Sinne ist
die bürgerliche Presse aus meiner Sicht immer noch besser -, daß man
noch etwas von der Welt wahrnehmen kann, auch wenn man sie gegen den
Strich liest. Darin sehe ich eben die große Gefahr im Internet, daß
diese Filterblasen sich weiter ausbreiten und die bürgerliche wie die linke Presse
verschlingen. Natürlich gibt es auch linke Filterblasen, aber die sind
doch noch etwas durchlässiger.

SB: Sind Sie heute, wenn Sie auf Ihre Zeit bei großen bürgerlichen Zeitungen
zurückblicken, ein bißchen altersmilde gestimmt, oder geht Ihnen immer noch nah,
wie man mit Ihnen umgegangen ist?

OK: Das ist lange her. Als ich beim Spiegel rausgeworfen wurde, war
ich eine kurze Zeit bei Konkret Redakteur.

SB: Sie haben auch für die Zeit gearbeitet.

OK: Ja, aber nur als freier Mitarbeiter. Wenn Reich-Ranicki darüber
klagt - und er war ja wohl einer der bedeutendsten Mitarbeiter der
Zeit -, daß er nie zu Redaktionskonferenzen zugelassen wurde, daß er völlig
isoliert war, dann kann ich das gut verstehen. Ich lebe ja, seit ich
nicht mehr an den mir ärgerlichen, weil ständig verqualmten
Redaktionskonferenzen teilnehmen muß - ich bin nun mal ein
Nikotingegner -, wie auf einer Insel, habe kaum, seit es Internet
gibt, noch Kontakt nach außen, nur eben über Telefon und Internet.

SB: Gleichwohl sind Sie mit Beiträgen in der jungen Welt präsent, und
ich denke, es gibt für Sie noch viel über die BRD-Geschichte zu
berichten, zumal Sie als journalistischer Zeitzeuge die Zusammenhänge
kennen.

OK: Eines muß ich sagen: Ich fühle mich in dieser Isolation auch
wohl. Jedesmal, wenn ich rauskomme, gibt es einen Schub nach vorne,
dem Tod entgegen. Wenn ich dann wieder zu Hause bin, legt sich das
wieder.

SB: Herr Köhler, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:


[1] https://www.jungewelt.de/blogs/rlk2019/347430

[2] https://www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/neujahrsansprache-von-bundeskanzlerin-angela-merkel-zum-jahreswechsel-2018-2019-am-montag-31-dezember-2018-in-berlin-1564774

[3] Alle Zitate aus der Rede Otto Köhlers: Beilage der jungen Welt zur 24. Internationalen Rosa Luxemburg Konferenz vom 30. Januar 2019
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GEWERKSCHAFT/1781: Karstadt und Kaufhof - Tarifkommissionen lehnen Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Februar 2019

Karstadt und Kaufhof: Tarifkommissionen lehnen Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen ab - Nachhaltiges Zukunftskonzept existiert bisher
nicht



Berlin - Nach einer ersten gemeinsamen Sitzung der Tarifkommissionen von
Kaufhof und Karstadt in Kassel hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ein tragfähiges und nachhaltiges
Zukunftskonzept gefordert. Dies existiere bisher "in keinem der
Unternehmen", erklärte ver.di. Eine Entscheidung über die Fortsetzung
der Verhandlungen über einen Zukunftstarifvertrag für Galeria Kaufhof
könne "erst nach Offenlegung aller relevanten Daten getroffen
werden", heißt er in einer gemeinsamen Resolution der
Tarifkommissionen.

Die Gewerkschaft lehnt den angekündigten massiven Personalabbau und
den Ausstieg aus dem Flächentarifvertrag entschieden ab. "Das
Überstülpen des Karstadt-Konzepts ist überhaupt kein Erfolgsgarant
für Galeria Kaufhof", erklärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Stefanie Nutzenberger. Ein "Warenhaus der Zukunft" könne erfolgreich
nur mit Beteiligung der Beschäftigten entwickelt und umgesetzt
werden. "Ein tragfähiges, nachhaltiges Zukunftskonzept existiert
bisher in keinem der Unternehmen. Personal rausschmeißen oder wieder
in die Taschen der Beschäftigten greifen, ist kein Konzept für das
Warenhaus der Zukunft", sagte Nutzenberger. "Wir brauchen nicht
weniger, sondern mehr Beschäftigte im stationären Einzelhandel."

Nach der gemeinsamen Sitzung der ver.di-Tarifkommissionen Karstadt
Warenhaus, Karstadt Sports, Karstadt Feinkost und Galeria Kaufhof
hieß es, Tarifkommissionsmitglieder und Betriebsräte würden sich
nicht spalten oder gegeneinander ausspielen lassen. Jegliche Form von
Tarifausstieg lehne man ab. Ziel bleibe die Tarifbindung zum
Flächentarifvertrag Einzelhandel. Zur Unterstützung der gemeinsamen
Forderungen seien die Tarifkommissionen "bereit, gemeinsame Aktionen
zu planen und umzusetzen".

In der Resolution lehnen die Tarifkommissionen "jegliche
Verschlechterung von Arbeitsbedingungen und Einkommen für die
Beschäftigten der Unternehmen ab". Wie in ihrem Zukunftstarifvertrag
verbindlich vereinbart, müssten die Kolleginnen und Kollegen von
Karstadt Warenhaus spätestens im Jahr 2021 wieder auf das
Flächentarifvertragsniveau angehoben werden. Um dieses Ziel zu
erreichen, seien bereits jetzt deutlich höhere Anhebungen als die im
Zukunftstarifvertrag vereinbarte Mindesterhöhung um 1,25 Prozent für
dieses Jahr notwendig. Für Karstadt Sports und Karstadt-Feinkost
fordern die Tarifkommissionen die sofortige Rückkehr in sowie
Angleichung an die regionalen Flächentarifverträge für den
Einzelhandel. Eine Standort- und Beschäftigungssicherung müsse
darüber hinaus auch die Verwaltungen, IT, Saks Off 5th, die Logistik
und das Facility Management (FM) erfassen, die von Ausgliederungen
bedroht sind.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.02.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1780: Tarifrunde Banken - Erste Runde bleibt ohne Ergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Februar 2019

Tarifrunde Banken: Erste Runde bleibt ohne Ergebnis



Berlin - Die erste Runde der Tarifverhandlungen für die rund 200.000
Beschäftigten des privaten und öffentlichen Bankgewerbes ist am
heutigen Freitag (15. Februar 2019) in Berlin ohne Ergebnis
geblieben. Die Arbeitgeber haben die Forderungen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) nach einer Erhöhung der Gehälter
um 6 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten zurückgewiesen und
kein Angebot vorgelegt.

"Die Positionen der beiden Tarifparteien liegen sehr weit
auseinander; das wurde schon in der Bewertung der Ausgangssituation
deutlich", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied und
Verhandlungsführer Christoph Meister. ver.di habe in den
Verhandlungen deutlich gemacht, dass die Bank-Beschäftigten in den
vergangenen Jahren hinter der allgemeinen Lohnentwicklung
zurückgeblieben seien und einen dringenden Nachholbedarf hätten, so
dass jetzt eine deutliche Erhöhung der Gehälter notwendig sei.

"Es sind die Beschäftigten, die trotz starker Belastungen dafür
gesorgt haben, dass die Banken Probleme gut meistern", so das
ver.di-Bundesvorstandsmitglied. "Wir haben in der Bankenbranche nicht
nur einen Investitionsstau bei modernen Filialkonzepten und der IT,
wir haben ihn auch bei den Arbeitsbedingungen." Zudem sei die Arbeit
der Bankbeschäftigten durch Personalabbau, Arbeitsverdichtung, neue
Anforderungen durch digitale Arbeitsprozesse und verändertes
Kundenverhalten deutlich anspruchsvoller und belastender geworden. Um
den Auswirkungen der starken Belastungen entgegenzuwirken, fordere
ver.di für alle Beschäftigten sechs Gesundheits- und Entlastungstage.
Außerdem sollen die Bankbeschäftigten die individuelle
Wahlmöglichkeit erhalten, die Gehaltssteigerung in mehr Freizeit
umzuwandeln.

Im Zuge einer sich durch die Digitalisierung ständig verändernden
Arbeitswelt fordert ver.di zudem einen verbindlichen Anspruch der
Beschäftigten auf Weiterbildung sowie eine entsprechende finanzielle
und zeitliche Unterstützung durch die Arbeitgeber.

Der ver.di-Verhandlungsführer forderte die Arbeitgeber auf, die gute
Arbeit der Beschäftigten anzuerkennen und in der nächsten Runde ein
verhandlungsfähiges Angebot vorzulegen.

ver.di fordert 6 Prozent mehr Gehalt, für Auszubildende eine Erhöhung
der Vergütungen um 100 Euro. Für Beschäftigte mit einer
übertariflichen Bezahlung will ver.di eine entsprechende
Dynamisierung der Gehälter durchsetzen.Die Laufzeit des
Tarifvertrages soll zwölf Monate betragen. Die nächste
Verhandlungsrunde findet am 6. März 2019 in Frankfurt/Main statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.02.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06841: Schein und Sein (SB)


Schein und Sein, das ist nicht nur ein philosophisches Problem.
Stellungen können hervorragend aussehen, und doch erweisen sie sich
als Schein- und Wolkengebilde, wenn der Gegner kombinationsreich
hineinstochert. Andererseits kann eine brüchig erscheinende Position
durchaus auf soliden Grundgerüsten ruhen. Sie übersteht jeden Sturm
und hißt zuletzt das Siegesbanner auf. Man bedenke, was schon der
selige Wilhelm Busch zu diesem Thema zu sagen hatte: "Mein Kind, es
sind allhier die Dinge, gleichviel, ob große, ob geringe, im
wesentlichen so verpackt, daß man sie nicht wie Nüsse knackt. Wie
wolltest du dich unterwinden, kurzweg die Menschen zu ergründen. Du
kennst sie nur von außenwärts. Du siehst die Weste, nicht das Herz."
Auch im heutigen Rätsel der Sphinx könnte man geneigt sein, diese
beiden Begriffe durcheinanderzubringen, also sie zu verwechseln. Der
Schein gibt dem Anziehenden den Zuspruch, doch der Nachziehende, zudem
am Zuge, antwortet mit der Stimme des Seins. Der weiße Freibauer auf
der Turmlinie verkörpert die Illusion. Mächtig sieht er aus, doch
seinem König wird eine viel härtere Realität zum Verhängnis, Wanderer.
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Rodriguez - Motschalow

Minsk 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die abgelaufene Bedenkzeit "rettete" Anand vor einem langen
Leidensweg, denn nach 1...Dg7-g5 2.Df5xg5 h6xg5 3.Sg4-f6! hätte er
tatenlos zusehen müssen, wie der weiße Randbauer zur Umwandlung
schreitet. Allenfalls durch ein Figurenopfer wäre dies zu verhindern
gewesen, nicht aber die Niederlage.
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POLITIK/859: Tierschutz - Online-Wahlprüfsteine für EU-Abgeordnete (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Tierschutz: Online-Wahlprüfsteine für EU-Abgeordnete



Anlässlich der EU-Wahl stellt die "Eurogroup for Animals", die europäische
Dachorganisation der Tierschutzverbände, heute ihre neue Kampagnenwebseite
voteforanimals2019.eu vor. Die Seite richtet sich an alle künftigen
EU-Abgeordneten. Sie können sich auf der Seite registrieren und online an
einer Befragung zum Tierschutz teilnehmen. Die Wähler können die Webseite
später nutzen, um zu recherchieren, welche Kandidaten sich für mehr
Tierschutz in Europa einsetzen wollen.

Auf der neuen Kampagnenwebseite voteforanimals2019.eu können zukünftige
EU-Abgeordnete an einer Befragung mit Wahlprüfsteinen zum Tierschutz
teilnehmen. Die 22 Fragen umfassen die Bereiche Gesetzgebung und
Handelsabkommen sowie "Nutztiere", Wildtiere, Handel, Forschung, Heimtiere
und Pferde.

Ausstieg aus Tiertransporten, Käfighaltung und Tierversuchen

Die zukünftigen Parlamentarier können beispielsweise angeben, ob sie dafür
sind, dass im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) die Vergabe von
Fördergeldern zukünftig an Tierschutzmaßnahmen geknüpft werden soll.
Derzeit fließen nur 1,5 Prozent der Gelder der GAP in Tierschutzmaßnahmen.
Weitere Fragen betreffen die Abschaffung von Lebendtiertransporten, den
Ausstieg aus der Käfighaltung, den Schutz von sogenannten Masthühnern, ein
Verbot der Stopfleberproduktion (Foie gras) sowie strengere Vorschriften
für den Schutz von Fischen. Bezüglich Tierversuche können die künftigen
Parlamentarier Auskunft geben, ob sie sich für eine EU-Strategie zum
schrittweisen Ausstieg aus dem Tierversuch aussprechen.

Tierschutz: Welche Abgeordneten setzen sich ein?

Bevor sie ihre Stimme abgeben, können die Wähler später auf der Webseite
recherchieren, welche Abgeordneten an der Befragung teilgenommen haben und
für welche Tierschutzmaßnahmen sie sich aussprechen. "Die EU-Bürger wollen
mehr Tierschutz. Deswegen rufe ich alle Kandidaten dazu auf, an der
Befragung teilzunehmen. Nutzen Sie diese Möglichkeit, Ihren Wählern zu
zeigen, dass Sie sich für mehr Tierschutz in der EU einsetzen wollen ",
appelliert Christina Ledermann, stellvertretende Vorsitzende von Menschen
für Tierrechte. Ob es den Tieren in Europa in Zukunft besser geht hängt
nach Auskunft des Tierrechtsverbandes entscheidend davon ab, dass möglichst
viele tierfreundliche Abgeordnete ins EU-Parlament gewählt werden. Diese
bestimmen auch darüber, ob die nächste EU-Kommission dem Tierschutz mehr
Bedeutung einräumt.

Umfrage: Tierschutz hat große Bedeutung für Wähler

Der Tierschutz ist für die Bürger der Europäischen Union von größter
Bedeutung. Nach den Ergebnissen der letzten Eurobarometer-Umfrage gibt die
absolute Mehrheit der Befragten an, dass ihnen der Tierschutz von
sogenannten Nutztieren wichtig ist (94%). Das wachsende
Tierschutzbewusstsein in der EU wird auch im Zwischenbericht über die
Konsultation zur Zukunft Europas deutlich.

Kampagnenwebseite:

www.voteforanimals2019.eu

Die "Eurogroup for Animals" vertritt 61 Tierschutzorganisationen aus 25
EU-Mitgliedstaaten, den USA, der Schweiz, Australien, Serbien und Norwegen.
Als Mitglied engagiert sich der Bundesverband Menschen für Tierrechte u.a.
in der Arbeitsgruppe "Tiere in der Wissenschaft" für einen Ausstieg aus dem
Tierversuch. Seit ihrer Gründung im Jahr 1980 setzt sich die "Eurogroup for
Animals" für den Schutz von Tieren auf EU-Ebene ein. Mit Sitz in Brüssel
kann die Eurogroup Lobbyarbeit für die Tiere vor Ort machen. Dazu vernetzt
sie Organisationen aller Mitgliedsstaaten, um gemeinsam mehr zu bewegen.

Weitere Informationen finden Sie unter:

www.eurogroupforanimals.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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POLITIK/858: EU-Parlament schwächt Umsetzungsbericht zur Europäischen Tierschutztransportverordnung ab (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 14. Februar 2019

EU-Parlament schwächt Umsetzungsbericht zur Europäischen
Tierschutztransportverordnung ab



Das EU-Parlament hat heute [14.02.2019] dem Umsetzungsbericht des
Agrar-Ausschusses zu Tiertransporten inner- und außerhalb der EU
zugestimmt. Allerdings fanden wichtige Forderungen keine Mehrheit und
wurden somit nicht in den Bericht aufgenommen. Der Bericht zur geltenden
EU-Tierschutztransportverordnung analysiert die tatsächliche Situation,
legt bestehende Tierschutz-Probleme offen und macht
Verbesserungsvorschläge. Der Deutsche Tierschutzbund begrüßt die Annahme
grundsätzlich, fordert aber konsequentere Maßnahmen. Mit dem Bericht wird
die EU-Kommission aufgefordert, Strategien zu entwerfen und auch die
Mitgliedstaaten sind aufgefordert, Verbesserungen einzuleiten.
EU-Kommission und Rat müssen zu dem Bericht jetzt Stellung beziehen.

"Wir bedauern, dass der Umsetzungsbericht so abgeschwächt wurde, dennoch
ist er ein wichtiges Signal und war lange überfällig. Er muss jetzt von
allen Akteuren auf nationaler und europäischer Ebene ernst genommen und die
Forderungen so schnell wie möglich umgesetzt werden. Es wurde schon viel zu
viel Zeit vertan; dem unvorstellbaren Leid der Tiere, insbesondere auf
Langstreckentransporten, muss endlich ein Ende gemacht werden", so Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.

Kritik üben die Tierschützer vor allem daran, dass die angekündigte
Überarbeitung der EU-Transportverordnung seit ihrem Inkrafttreten 2007 auf
sich warten lässt. Weil sich die Mitgliedstaaten damals hinsichtlich
tierschutzkritischer Regelungen zu Ladedichte, Transportzeiten und
Temperatur nicht einigen konnten, beschlossen sie, die alten Bestimmungen
aus der zuvor gültigen EU-Richtlinie bis auf Weiteres zu übernehmen und zu
einem späteren Zeitpunkt nachzubessern. "Auf diesen angekündigten "späteren
Zeitpunkt" warten wir bis heute", sagt Schröder. "Nach wie vor leiden Tiere
tagtäglich auf Transporten, die gesetzlichen Bestimmungen sind ungenügend,
dazu werden sie systematisch missachtet. LKW sind überladen, Transporte
finden bei extremen Temperaturen statt, Tiere werden nicht angemessen
versorgt und grob misshandelt. Hinzu kommt die brutale "Schlachtung" in
vielen Drittstaaten, die jedem Grundverständnis der EU-Bürger zum Umgang
mit lebenden Tieren zutiefst widerspricht."

Der Umsetzungsbericht bestätigt die Eindrücke, die Tierschutzorganisationen
und Augenzeugen seit Langem vorbringen und fordert bessere Bedingungen beim
Transport von Tieren, strengere Kontrollen und Strafen bei Verstößen.
Leider nicht angenommen wurden weder die Forderung Langstreckentransporte
in Länder außerhalb der EU zu verbieten noch die Forderung, diese auf acht
Stunden zu begrenzen. Auch die Forderung Fleisch anstelle lebender Tiere zu
transportieren, fand keine Mehrheit und wurde nicht in den Bericht
aufgenommen.


Zum Hintergrund:

2007 trat die EU-Tiertransportverordnung in Kraft, es gab jedoch
Unstimmigkeiten zwischen den Mitgliedsstaaten, die sich zu besonders
kritischen Regelungen, wie Ladedichte, Transportzeiten und Temperaturen,
nicht einigen konnten. Bis auf Weiteres wurden daher die Bestimmungen aus
der zuvor gültigen EU-Transport-Richtlinie übernommen; man wollte zu einem
späteren Zeitpunkt nachbessern - was bis heute nicht geschah. Bemühungen
von Abgeordneten, Parteien und NGOs die Transportverordnung zu
überarbeiten, blieben ohne Erfolg. Im Jahr 2012 unterschrieben mehr als
eine Million Bürger die Forderung nach einer Begrenzung der Transportzeit
auf acht Stunden. Auch die Mehrheit der Abgeordneten im Europäischen
Parlament unterstütze diese Forderung und wollte eine Überarbeitung der
Verordnung. Diese Bestrebungen wurden stets von aktuellen Dokumentation der
untragbaren Situation auf den Transporten begleitet. Im Sommer 2017 lehnte
die EU Kommission erneut eine Anpassung der Transportverordnung ab.
Stattdessen soll die Durchsetzung des geltenden Rechts in den
Mitgliedstaaten verbessert werden. Im November 2017 bestätigte ein
erschütternder TV-Bericht, dass Tiere auf Transporten unvermindert leiden,
trotz der geltenden Gesetze. Im März 2018 sprachen sich 223 Abgeordnete im
EU-Parlament für einen Untersuchungsausschuss aus, dieser wurde jedoch
abgelehnt, obwohl es nur der Zustimmung von 183 Abgeordneten bedurft hätte.
Stattdessen wurde beschlossen, den Agrar-Ausschuss einen Bericht zur
Umsetzung der EU-Tierschutztransportverordnung anfertigen zu lassen.
Dieser dann angefertigte Umsetzungsbericht wurde am 24.1.2019 im
Agrar-Ausschuss angenommen, es gab 22 Stimmen dafür, 12 dagegen und 4
Enthaltungen. Der Petitionsausschuss, der Ausschuss für Umwelt und der
Ausschuss für Transport so wie der Europäische Rechnungshof hatten
ebenfalls kritische Bewertungen abgegeben, die in die Endfassung des
Berichtes mit einflossen. Heute wurde der Bericht dann im Parlament in
Straßburg diskutiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 14. Februar 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn
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INITIATIVE/532: 2. NABU-Insektentagung - Aktionsprogramm Insektenschutz zentraler Baustein (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 16. Februar 2019

Bundesaktionsprogramm Insektenschutz ist zentraler Baustein für den
Erhalt der Insektenvielfalt

NABU rief zur 2. Fachtagung zum Insektensterben nach Münster



Düsseldorf/Münster - Der seit Jahrzehnten anhaltende Insektenrückgang,
ist mittlerweile zum Synonym für den allgegenwärtigen Rückgang der
Biodiversität geworden; ein Problem, das in den vergangenen Jahren
immer mehr in den öffentlichen Fokus gerückt ist, das alle betrifft
und von vielen Mitmenschen auch ganz persönlich wahrgenommen wird. Die
heutige mit rund 200 Teilnehmern ausgebuchte 2. NABU-Fachtagung zum
Insektenrückgang am Institut für Landschaftsökologie in Münster bot
ein Forum für Austausch und Diskussion über den aktuellen
Kenntnisstand und mögliche Wege, den massiven Rückgang der Insekten zu
stoppen.

"Nach wie vor sind Politik und Gesellschaft auf allen Ebenen
gefordert, umgehend eine Trendwende der dramatischen Entwicklungen
einzuleiten", so Josef Tumbrinck, Vorsitzender des NABU NRW. Das
äußerst erfolgreiche Volksbegehren in Bayern zeige, dass es in der
Bevölkerung einen breiten Rückhalt für deutliche Verbesserungen gibt.
Das gehe nicht ohne grundlegende Veränderungen in den Schutzgebieten,
die zukünftig pestizidfrei bewirtschaftet werden müssen. Unerlässlich
dafür sei zudem ein Wandel in der Landwirtschaft als Haupttreiber des
Insektenschwundes sowie die Eindämmung des Flächenverbrauchs, wolle
man biologische Vielfalt zukünftig in der Fläche fördern statt weiter
zerstören.

Zentraler Baustein bei den Bemühungen um den Erhalt der heimischen
Artenvielfalt und damit auch der Insektenvielfalt sei das geplante
"Aktionsprogramm Insektenschutz". Bundesumweltministerin Svenja
Schulze erklärte, sie wolle damit umfassend dafür sorgen, den
Insektenrückgang aufzuhalten und neue Lebensräume zu schaffen. Um
unsere Insekten erfolgreich zu schützen, bedürfe es einer gemeinsamen
Kraftanstrengung von Politik, Landwirtschaft, Handel, Industrie und
Naturschutz.

Dass sich darüber hinaus für einen erfolgreichen Insektenschutz
insbesondere bei der EU-Agrarförderung grundsätzlich etwas ändern
müsse, war Konsens der Tagung. Nur so ließe sich der Rückgang der
biologischen Vielfalt in Agrarräumen in Deutschland und der gesamten
EU stoppen. "Das Prinzip �wachse oder weiche� muss dazu beendet und
Fördergelder stärker an den Naturschutz gekoppelt werden", erklärte
Tumbrinck. Dafür bedarf es nach Experteneinschätzungen EU-weit
mindestens 15 Milliarden Euro. Der NABU fordere unter anderem, dass
die anstehende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik dem Rechnung trägt
und gezielt Gelder an solche Zwecke gebunden werden, beispielsweise
durch eine Prämie für naturnahe, nicht-produktive landwirtschaftliche
Betriebsanteile. Wichtig sei dabei, dass für diese Bereiche die
Naturschutzbehörden die Federführung übernähmen.

Zudem sei ein absolutes Pestizidverbot auf Ökologischen Vorrangflächen
und im Nahbereich von naturschutzfachlich hochwertigen
Kleinlebensräumen wie Hecken oder Blühstreifen erforderlich. Auch eine
Änderung der europäischen Pflanzenschutzgesetzgebung hin zu mehr
Transparenz im Prüfungs- und Zulassungsprozess sei zwingend notwendig.
Tumbrinck: "Unabhängig von der EU-Agrarreform müssen Bund und Länder
jetzt schon dringend alle verfügbaren Spielräume zum Schutz der
Artenvielfalt in der Landwirtschaft nutzen."

Zu einem erfolgreichen Insektenschutz gehört aber auch, unser Wissen
über die Lebensweise der in Deutschland vorkommenden mindestens 33.000
Insektenarten deutlich zu erweitern", so der NABU-Landesvorsitzende.
Deswegen sei neben Monitoringprojekten im Biodiversitätsbereich
weiterhin eine intensive Grundlagenforschung zu etablieren und zu
finanzieren. "Wir brauchen dafür auf der einen Seite ein in der
Wissenschaft verankertes Zentrum für Biodiverstitätsforschung sowie
ein zweites von Bund und Ländern getragenes Zentrum für das
Biodiversitätsmonitoring, um diese langfristigen Aufgaben bewältigen
zu können und in Europa wie auch global Standards zu setzen." Darüber
hinaus müsse die ökologische, umweltchemische und ökotoxikologische
Ausbildung in Verbindung mit naturschutzfachlichen Ansätzen an
deutschen Hochschulen wieder grundsätzlich verbessert werden. Viele
Lehrstühle, die sich diesen Wissenschaftsdisziplinen verschrieben
hätten, seien in den letzten Jahren umgewidmet worden.

Bei der Untersuchung der Entwicklung der Insektenbestände (Monitoring)
ist Nordrhein-Westfalen mit seinem landesweiten Insektenmonitoring,
das in Zusammenarbeit mit dem Entomologischen Verein Krefeld
durchgeführt wird, auf dem richtigen Weg. Dabei wird auf 120
repräsentativ ausgewählten Probeflächen die Biomasse von fliegenden
Insekten untersucht. Auch hier bedarf es einer bundesweiten Ausweitung
und dauerhafter Untersuchungen mit modernster Methodik, um z. B.
zusätzlich zu überwachen was in den Kronen der Wälder und auf und im
Boden vor sich geht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 09/2019, 16.02.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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